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Liebe Mandanten,

keine Frage, das Leben nimmt uns hart ran. 
Schon morgens müssen wir hellwach sein, 
Meetings, Konferenzen und Weiterbildung 
warten, Mails checken, noch schnell ein 
Telefonat, ein bestens austariertes Fitness-
programm absolvieren, dann noch checken, 
was auf den sozialen Plattformen so geht. 
Bestens informiert, ausgewogen ernährt und 
völlig erschöpft fallen wir dann letztendlich 
in unsere High-Tech-Matratze. Das soll diese 
vielgepriesene Work-Life-Balance sein? Ein-
fach einmal innehalten und der Natur beim 
Erwachen zusehen – das wäre doch schön. 
Warum eigentlich nicht? Es wird Frühling, 
blühen wir mit auf. Das wünschen wir Ihnen.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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nach vorhergehender schriftlicher Genehmi-
gung.

Haftung:
Wir übernehmen keine Haftung für münd-
lich oder telefonisch erteilte Auskünfte. Wir 
sind ausschließlich auf Basis unserer aktuel-
len Allgemeinen Auftragsbedingungen tätig.
www.schildundpartner.de/aab.pdf

HINWEIS ZUM 
BUNDESDATENSCHUTZGESETZ
Wir weisen Sie darauf hin, dass Ihre perso-
nenbezogenen Daten gemäß den Vorschrif-
ten des BDSG von uns erhoben, genutzt und 
gespeichert werden.
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22_Antrag auf abweichende Festsetzung 
aus Billigkeitsgründen kann sieben Jahre 
nach Bestandskraft des Steuerbescheids 
verfristet sein

23_Änderung eines Steuerbescheids wegen 
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine März 2017

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.03.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017

Umsatzsteuer ⁴ 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017

Sozialversicherung ⁵ 29.03.2017 entfällt entfällt



5I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Termine April 2017

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das abgelaufene Kalender-
jahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.04.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 10.04.2017 13.04.2017 07.04.2017

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer ⁴ 10.04.2017 13.04.2017 07.04.2017

Sozialversicherung ⁵ 26.04.2017 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld 
zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt 
für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher 
nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte (ab 
29.07.2014: neun Prozentpunkte*) über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S



7I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 %

01.07. bis 28.07.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 %

29.07. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 %

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

* Im Geschäftsverkehr, d.h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29. Juli 2014 geschlossen wurden (und bei bereits 
zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten neue Regelungen.
Die wichtigsten Regelungen im Überblick:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2014:
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Aufwendungen für Fortbildungen mit 
persönlichkeitsbildendem Charakter als 
Werbungskosten oder Betriebsausga-
ben

Fortbildungskosten sind Aufwendungen, 
die ein Steuerpflichtiger leistet, um seine 
Kenntnisse und Fertigkeiten im ausgeübten 
Beruf zu erhalten, zu erweitern oder den 
sich ändernden Anforderungen anzupassen. 
Aufwendungen für die Fortbildung in dem 
bereits erlernten Beruf und für Umschu-
lungsmaßnahmen, die einen Berufswechsel 
vorbereiten, sind als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben abzugsfähig. Voraus-
setzung für den steuermindernden Abzug 
der Aufwendungen ist, dass die berufliche 
Veranlassung vorliegt.

Das Finanzgericht Hamburg stellt hohe 
Anforderungen an den Abzug von Aufwen-
dungen für Seminare mit persönlichkeitsbil-
dendem Charakter. Ein Abzug der Aufwen-
dungen ist nur möglich, wenn die Seminare 
auf die spezifische berufliche Situation des 
Steuerpflichtigen zugeschnitten sind. Dass 
die im Seminar vermittelten Lerninhalte auch 
im beruflichen Alltag einsetzbar und der be-
ruflichen Entwicklung förderlich sein können, 
reicht dem Gericht für die Anerkennung des 
Abzugs der Aufwendungen nicht aus.

E I N K O M M E N S T E U E R

Verlängerung der steuerlichen Förde-
rung von Maßnahmen zur Hilfe von 
Flüchtlingen

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit 
einem Schreiben aus dem Jahr 2015 gere-
gelt, dass Flüchtlingen aufgrund von ver-
einfacht anzuwendenden Verwaltungsvor-
schriften des Steuerrechts geholfen werden 
kann. So konnten Spenden beispielsweise 
vereinfacht mittels Kontoauszug nachgewie-
sen werden. Der Anwendungszeitraum für 
die Möglichkeit, sich auf die vereinfachten 
Verwaltungsregelungen zu berufen, war auf 
die Zeit vom 1. August 2015 bis 31. Dezem-
ber 2016 beschränkt.

Durch ein neuerliches Schreiben des Bun-
desministeriums der Finanzen ist die An-
wendung der vereinfachten Verwaltungsre-
gelungen zur Förderung und Unterstützung 
des gesamtgesellschaftlichen Engagements 
bei der Hilfe für Flüchtlinge nun bis zum 31. 
Dezember 2018 verlängert worden.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Steuervergünstigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse, haushalts-
nahe Dienstleistungen und Handwer-
kerleistungen

Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnis-
se im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses für 
geringfügig Beschäftigte ermäßigt sich auf 
Antrag die tarifliche Einkommensteuer um 
20 % der Aufwendungen, höchstens jedoch 
510 €.

Für andere haushaltsnahe Beschäftigungs-
verhältnisse oder für die Inanspruchnahme 
von haushaltsnahen Dienstleistungen redu-
ziert sich auf Antrag die tarifliche Einkom-
mensteuer um 20 % der Aufwendungen, 
höchstens jedoch 4.000 €.

Für die Inanspruchnahme von Handwer-
kerleistungen zur Ausführung von Renovie-
rungs-, Erhaltungs- oder Modernisierungs-
maßnahmen kann eine Steuerreduzierung 
von 20 % der Arbeitskosten, höchstens aber 
1.200 € erreicht werden.

Welche Voraussetzungen zu erfüllen sind, 
um die Steuerentlastungen zu erhalten, 
ergibt sich aus umfangreichen Erläuterungen 
in einem überarbeiteten Schreiben des Bun-
desministeriums der Finanzen. Es ergeben 
sich daraus unter anderem nähere Informa-
tionen zu den Begriffen des begünstigten 
Haushalts, den haushaltsnahen Beschäfti-
gungsverhältnissen oder Dienstleistungen, 
zur Möglichkeit der Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen, dem Anspruchsbe-
rechtigten sowie den begünstigten Aufwen-
dungen.

Neu ist beispielsweise, dass der Begriff des 
Haushalts auch ein angrenzendes Grund-
stück umfasst, wenn die erbrachten Leis-
tungen dem eigenen Grundstück dienen, 
wie das beim Winterdienst auf öffentlichen 
Gehwegen vor dem eigenen Grundstück der 
Fall ist. Auch Leistungen für die Betreuung 
von Haustieren im eigenen Haushalt sind 
nun begünstigt.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Aufwendungen für Geburtstagsfeier im 
Allgemeinen nicht als Werbungskosten 
anzuerkennen

Aufwendungen für eine Geburtstagsfeier 
sind im Allgemeinen nicht als Werbungs-
kosten abziehbar, denn sie sind meist auch 
durch die gesellschaftliche Stellung des 
Arbeitnehmers veranlasst. Ausnahmswei-
se können die Kosten ganz oder teilweise 
beruflich veranlasst sein, wenn die Feier in 
erster Linie der Pflege des Betriebsklimas 
oder dem Dank an die Belegschaft dient, so 
der Bundesfinanzhof.

Ob das der Fall ist, muss immer anhand 
einer Gesamtwürdigung der Umstände des 
Einzelfalls entschieden werden. Im Urteilsfall 
hat der Bundesfinanzhof diese Kriterien zur 
Beurteilung herangezogen:

_Neben dem Aufsichtsratsvorsitzen-
den waren ausschließlich sämtliche 
Mitarbeiter eingeladen.

_Der Arbeitgeber war in die Organi-
sation der Feier eingebunden. Er hat 
sich damit mittelbar an den Kosten 
beteiligt.

_Die Kosten pro Teilnehmer waren 
mit 35 € maßvoll.

_Der Arbeitgeber hat gebilligt, dass 
die Feier in seinen Räumen abgehal-
ten wurde.

_Teilweise fand die Feier während der 
Arbeitszeit statt.

_Sie hatte keinen repräsentativen, 
sondern eher einen rustikalen Cha-
rakter. Das schloss der BFH daraus, 
dass die Gäste teilweise in ihrer 
Arbeitskleidung erschienen.

_Es waren keine Geschäftspartner, 
Vertreter des öffentlichen Lebens, 
der Kommune oder der Medien 
eingeladen.

_Dass der Kläger selbst eingeladen 
hatte und nicht der Arbeitgeber, 
spielte für das Urteil keine Rolle.

Tipp: Die Abzugsbeschränkung für Be-
wirtungskosten auf 70 % kommt nicht zur 
Anwendung, wenn ein Arbeitnehmer aus 
beruflichem Anlass Aufwendungen für die 
Bewirtung von Arbeitskollegen trägt.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Entfernungspauschale ist verfassungs-
gemäß

Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte können nur mit der Ent-
fernungspauschale von 0,30 € pro Entfer-
nungskilometer angesetzt werden. Werden 
die Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
durchgeführt, können stattdessen die höhe-
ren tatsächlichen Kosten angesetzt werden. 
Diese Regelung widerspricht nach Über-
zeugung des Bundesfinanzhofs nicht dem 
verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebot.

Der Gesetzgeber bewegt sich mit dieser 
Ausnahme zur Entfernungspauschale inner-
halb seines zulässigen gesetzgeberischen 
Entscheidungsspielraums. Insoweit ist er 
nicht gehindert, auch außerfiskalische För-
derungs- und Lenkungsziele aus Gründen 
des Gemeinwohls zu verfolgen. Die Privi-
legierung öffentlicher Verkehrsmittel stellt 
erkennbar ein solches umwelt- und verkehr-
spolitisches Ziel dar.

Gesetz zur steuerlichen Förderung von 
Elektromobilität im Straßenverkehr

Die gesetzliche Neuregelung zur steuer-
lichen Förderung von Elektromobilität im 
Straßenverkehr bringt diverse steuerliche 
Erleichterungen. So ist z. B. das Aufladen 
eines Elektrofahrzeugs oder Hybridelektro-
fahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers von 
der Einkommensteuer befreit. Das gilt auch 
für eine zeitweise private Nutzung der über-
lassenen betrieblichen Ladevorrichtungen. 
Die Steuerbefreiung findet jedoch nur für die 
vom Arbeitgeber zusätzlich zum Arbeitslohn 
gewährten Vorteile Anwendung.

Für die unentgeltliche oder verbilligte Über-
eignung von Ladevorrichtungen ist eine 
pauschale Lohnversteuerung mit 25 % 
möglich.

Die neuen Regelungen gelten ab dem 1. 
Januar 2017 und sind zunächst befristet bis 
zum 31. Dezember 2020.

Weitere Einzelheiten dazu erläutert das 
Bundesministeriums der Finanzen in einer 
Verfügung.
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Keine Versteuerung der stillen Reserven 
bei Betriebsfortführungsfiktion

Im Jahr 2011 wurde im Einkommensteuer-
recht eine Betriebsfortführungsfiktion für 
die Fälle der Betriebsunterbrechung und 
Betriebsverpachtung im Ganzen eingeführt. 
Dadurch wird die Versteuerung der im Be-
triebsvermögen gebildeten stillen Reserven 
vermieden. Es muss also kein Aufgabege-
winn versteuert werden.

Eine Betriebsunterbrechung liegt vor, wenn 
die aktive Betriebstätigkeit vorübergehend 
ruht und die wesentlichen Betriebsgrundla-
gen, bspw. das Betriebsgrundstück, zurück-
behalten werden, sodass der Betrieb jeder-
zeit wieder aufgenommen werden kann.

Eine Betriebsverpachtung im Ganzen liegt 
vor, wenn der Steuerpflichtige den Betrieb 
verpachtet hat und er objektiv die Möglich-
keit hat, den Betrieb nach Beendigung der 
Verpachtung ohne wesentliche Änderung 
wieder fortzuführen.

Die Betriebsfortführungsfiktion besagt, dass 
ein Gewerbebetrieb in diesen Fällen solange 
als nicht aufgegeben gilt, bis der Steuer-
pflichtige eine eindeutige Aufgabeerklärung 
gegenüber dem Finanzamt abgibt oder dem 
Finanzamt Tatsachen bekannt werden, aus 
denen sich ergibt, dass die Voraussetzungen 
für eine Betriebsaufgabe erfüllt sind. In ei-

E I N K O M M E N S T E U E R

nem umfangreichen Anwendungsschreiben 
hat die Finanzverwaltung ausführlich zu ein-
zelnen Problemkreisen Stellung genommen, 
die nachstehend erläutert werden.

Die Betriebsfortführungsfiktion gilt für Einze-
lunternehmen und Personengesellschaften. 
Sie gilt mangels steuerlicher Relevanz nicht 
für

_gewerblich geprägte Personenge-
sellschaften (z. B. GmbH & Co. KG),

_Besitzpersonengesellschaften bei 
mitunternehmerischen Betriebsauf-
spaltungen und

_Verpachtung des Betriebs eines 
Mitunternehmers an seine Mitunter-
nehmerschaft.

Die Aufgabeerklärung an das Finanzamt 
sollte zu Nachweiszwecken schriftlich unter 
Angabe des Aufgabezeitpunkts erfolgen 
und kann bis zu drei Monate rückwirkend 
anerkannt werden. Das Recht zur Betriebs-
aufgabeerklärung geht sowohl durch Erbfall 
als auch durch vorweggenommene Erbfol-
ge auf den Rechtsnachfolger über. Erfolgt 
die rückwirkende Erklärung noch auf einen 
Zeitpunkt vor dem Erbfall oder der vorweg-
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genommenen Erbfolge, hat der Rechtsvor-
gänger den Aufgabegewinn zu versteuern. 
Dies kann zur Ausnutzung von Steuerfreibe-
trägen beim Rechtsvorgänger günstig sein, 
wenn nur bei ihm die Voraussetzungen für 
Steuervergünstigungen vorgelegen haben, 
wie bspw. vollendetes 55. Lebensjahr für den 
Betriebsveräußerungsfreibetrag von 45.000 
€.

Problematisch wird es, wenn dem Finanzamt 
bekannt wird, dass doch eine Betriebsaufga-
be stattgefunden hat, z. B. durch den Ver-
kauf von wesentlichen Betriebsgrundlagen. 
In diesem Fall kann der Betrieb nicht mehr in 

seiner ursprünglichen Art und Weise aufge-
nommen werden und die stillen Reserven 
sind im Jahr der Betriebsaufgabe zu ver-
steuern. Ist für dieses Jahr bereits die steu-
erliche Festsetzungsverjährung eingetreten, 
soll nach Auffassung der Finanzverwaltung 
die Versteuerung für das Jahr des Bekannt-
werdens erfolgen. Dabei sollen die stillen 
Reserven nach den Werten im Zeitpunkt der 
Kenntniserlangung zu versteuern sein und 
nicht etwa zum Zeitpunkt der Betriebsaufga-
be. Hierdurch können sich durch zwischen-
zeitliche Wertsteigerungen weitere steuerli-
che Nachteile ergeben.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Maßgebendes Pensionsalter bei der Be-
wertung von Versorgungszusagen

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
unter Hinweis auf die aktuelle Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs und des 
Bundesarbeitsgerichts zum maßgebenden 
Pensionsalter bei der Bewertung von Versor-
gungszusagen Stellung bezogen.

Der Bundesfinanzhof hatte entschieden, dass 
nach dem eindeutigen Wortlaut des Ein-
kommensteuergesetzes bei der Bewertung 
von Pensionsverpflichtungen hinsichtlich 
des Pensionsalters ausschließlich auf den 
Zeitpunkt des Eintritts des Versorgungsfalls 
abzustellen ist, der in der Pensionszusage 
vorgesehen ist. Dies gilt auch für beherr-
schende Gesellschafter Geschäftsführer. Ein 
Mindestpensionsalter sei hier nicht vor-
geschrieben. Die Verwaltung folgt dieser 
Rechtsprechung.

Wird in der Pensionszusage ausschließlich 
auf die Regelaltersgrenze in der gesetzli-
chen Rentenversicherung ohne Angabe des 
Pensionsalters Bezug genommen, sind die 
durch das Rentenversicherungs Altersgren-
zenanpassungsgesetz geänderten Renten-
bezugszeiten zu beachten.

Bei Neuzusagen an Gesellschafter-Ge-
schäftsführer von Kapitalgesellschaften nach 
dem 9. Dezember 2016 gilt Folgendes:

_Zusagen bei einer Altersgrenze von 
weniger als 62 Jahren sind steuerlich 
nicht anzuerkennen. Bei bis zu die-
sem Zeitpunkt bereits bestehenden 
Zusagen gilt die Altersgrenze von 
60 Jahren weiter.

_Bei beherrschenden Gesellschaf-
ter-Geschäftsführern ist davon 
auszugehen, dass eine Pensionszu-
sage unangemessen ist, wenn das 
Pensionsalter unter 67 Jahren liegt. 
Bei bereits bestehenden Zusagen 
wird eine vereinbarte Altersgren-
ze von mindestens 65 Jahren nicht 
beanstandet.

Es wird noch einmal darauf hingewiesen, 
dass Änderungen bestehender Zusagen der 
Schriftform bedürfen. Eventuelle Anpassun-
gen von Versorgungsvereinbarungen an die 
geänderte Rechtslage sind innerhalb einer 
Übergangsfrist bis zum Ende des Wirt-
schaftsjahrs vorzunehmen, das nach dem 
9. Dezember 2016 beginnt. Fehlt die erfor-
derliche Schriftform nach Ablauf der Über-
gangsfrist, können die Versorgungszusagen 
bilanzsteuerrechtlich nicht mehr berücksich-
tigt werden. In der Steuerbilanz passivierte 
Pensionsrückstellungen wären dann gewin-
nerhöhend aufzulösen.
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Einkünfteerzielungsabsicht kann auch 
bei lang andauerndem Leerstand einer 
Wohnung gegeben sein

Das Finanzgericht Düsseldorf hat entschie-
den, dass der Eigentümer einer zunächst 
vermieteten Wohnung seine Einkünfteer-
zielungsabsicht trotz lang andauerndem 
Leerstand nicht aufgibt, wenn sich eine er-
forderliche Sanierung wegen unklarer Eigen-
tumsverhältnisse verzögert. Allerdings muss 
er versuchen, die Eigentumsverhältnisse zu 
klären und die Wohnung nach Sanierung zu 
vermieten. Unter diesen Voraussetzungen 
kann der Eigentümer auch während des 
Leerstands die von der Wohnung herrüh-
renden Aufwendungen als Werbungskosten 
steuerlich geltend machen.

Im entschiedenen Fall traten in einer vermie-
teten Wohnung gravierende Baumängel auf. 
Nach Auszug der Mieter 2008 begann der 

Eigentümer zunächst nicht mit der Sanie-
rung, weil zu dieser Zeit sein Eigentum an 
der Wohnung durch offene Vermögensfra-
gen in der ehemaligen DDR in Frage stand. 
2013 vertrat das Finanzamt die Ansicht, dass 
der Eigentümer in den Jahren 2009 bis 2011 
keine Vermietungsabsicht mehr gehabt habe 
und daher keine Werbungskosten geltend 
machen könne. Zu Unrecht, wie das Gericht 
entschied.

Der Eigentümer hat sich während des Leer-
stands nicht passiv verhalten, sondern aktiv 
durch Erläuterungen und Sachstandsanfra-
gen bei den zuständigen Behörden ver-
sucht, die Eigentumsfrage in seinem Sinne 
zu klären. Unmittelbar nach Wegfall der 
wirtschaftlichen und rechtlichen Hindernisse 
2015 hat er dann ein Unternehmen mit der 
Sanierung und einen Makler mit der Vermie-
tung der Wohnung beauftragt.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Für Vorsteuerzwecke zu beachten: Frist 
zur Zuordnungsentscheidung von ge-
mischt genutzten Leistungen zum Un-
ternehmen endet am 31. Mai

Bei gemischt genutzten Eingangsleistungen 
ist es für den Vorsteuerabzug entscheidend, 
in welchem Umfang eine Zuordnung zum 
unternehmerischen Bereich vorliegt. Nur 
wenn eine zumindest teilweise Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen erfolgt, ist 
grundsätzlich der Vorsteuerabzug und in 
späteren Jahren gegebenenfalls eine Vor-
steuerberichtigung möglich.

Ein Unternehmer hat insbesondere dann 
bestimmte Zuordnungswahlrechte, wenn er 
Gegenstände bezieht, die er teilweise unter-
nehmerisch und teilweise nichtunternehme-
risch zu verwenden beabsichtigt.

Handelt es sich bei der teilweisen nicht-
unternehmerischen Verwendung um eine 
nichtwirtschaftliche Tätigkeit im engeren 
Sinne (z. B. ideelle, unentgeltliche Tätigkeit 
eines Vereins), besteht grundsätzlich ein 
Aufteilungsgebot. Im Wege der Billigkeit 
ist eine Zuordnung im vollen Umfang zum 
nichtunternehmerischen Bereich möglich.

Handelt es sich bei der teilweise nichtun-
ternehmerischen Verwendung hingegen 
um eine unternehmensfremde Tätigkeit (z. 

U M S AT Z S T E U E R

B. Entnahme für den privaten Bedarf des 
Unternehmers), hat der Unternehmer in der 
Regel folgende Zuordnungswahlrechte:

_Der Gegenstand kann insgesamt 
der unternehmerischen Tätigkeit 
zugeordnet werden.

_Der Unternehmer kann den Gegen-
stand in vollem Umfang in seinem 
nichtunternehmerischen Bereich 
belassen.

_Der Gegenstand kann im Umfang 
der tatsächlichen (ggf. zu schätzen-
den) unternehmerischen Verwen-
dung seiner unternehmerischen 
Tätigkeit zugeordnet werden.

_Für eine Zuordnung zum unter-
nehmerischen Bereich bedarf es 
weiterhin mindestens einer 10%igen 
unternehmerischen Nutzung.

Wichtig ist, dass eine Zuordnungsentschei-
dung zum Unternehmensvermögen mit 
endgültiger Wirkung bis spätestens zum 31. 
Mai des Folgejahres erfolgt sein muss. Die 
Frist gilt unabhängig von einer etwaigen 
verlängerten Abgabefrist für die Steuer-
erklärung. Wird die Frist versäumt, ist im 
Zweifel eine spätere Zuordnung zum Un-
ternehmensvermögen ausgeschlossen. Ein 
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Rückwirkende Berichtigung von Rech-
nungen ist möglich

Die Berichtigung einer Rechnung wirkt auf 
den Zeitpunkt zurück, zu dem der Unter-
nehmer seine Rechnung erstmals ausge-
stellt hat. Das hat der Bundesfinanzhof in 
Änderung seiner Rechtsprechung und im 
Anschluss an ein Urteil des Gerichtshofs der 
Europäischen Union entschieden. Vorausset-
zung ist, dass das ursprüngliche Dokument 
die Mindestanforderungen einer Rechnung 
enthält. Diese sind

_Aussteller,

_Empfänger,

_Leistungsbeschreibung,

_Entgelt und

_gesonderter Steuerausweis.

Diese Angaben dürfen nicht so unbestimmt, 
unvollständig oder offensichtlich unzutref-
fend sein, dass sie als fehlende Angaben 
erscheinen.

Im Streitfall hatte ein Unternehmer den 
Vorsteuerabzug aus Rechnungen von Bera-
tern in Anspruch genommen. Als Leistungs-
gegenstand war lediglich „Beraterhonorar “ 
bzw. „allgemeine wirtschaftliche Beratung“ 
vermerkt. Das genügte dem Finanzamt 
nicht, um den Vorsteuerabzug daraus zu 
gewähren, denn die Leistung war nicht hin-
reichend genau bezeichnet.

Im Klageverfahren legte der Unternehmer 
Rechnungen vor, in denen der Gegenstand 
der Leistung ordnungsgemäß bezeichnet 
war. Der Bundesfinanzhof hat nun entschie-
den, dass diese Berichtigung auf den Zeit-
punkt zurückwirkt, in dem die Rechnung 
ursprünglich ausgestellt wurde. Das hat 
erhebliche Auswirkungen auf die Festset-
zung von Zinsen auf den Vorsteuerbetrag, 
immerhin 6 % pro Jahr.

Tipp: Die berichtigte Rechnung kann bis 
zum Abschluss der letzten mündlichen Ver-
handlung vor dem Finanzgericht vorgelegt 
werden.

Vorsteuerabzug sowie gegebenenfalls eine 
Korrektur in späteren Jahren sind nicht mehr 
möglich.

Für Zuordnungen, die den Veranlagungs-
zeitraum 2016 betreffen, muss bis zum 31. 
Mai 2017 eine Zuordnungsentscheidung 
erfolgt sein. Teilen Sie diese in Zweifelsfällen 
zur Sicherheit dem Finanzamt schriftlich mit. 
Sprechen Sie hierzu rechtzeitig Ihren Steuer-
berater an. (Quelle: Bundesministerium der Finanzen)

U M S AT Z S T E U E R
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Keine Befreiung des Familienheims bei 
der Erbschaftsteuer bei Übertragung 
unter Nießbrauchsvorbehalt

Der Erwerb eines Familienheims von Todes 
wegen durch den überlebenden Ehegat-
ten oder den überlebenden Lebenspart-
ner ist regelmäßig erbschaftsteuerfrei. Die 
Steuerbefreiung wird von Gesetzes wegen 
gewährt. Sie ist nicht antragsgebunden. 
Voraussetzung ist, dass der Erblasser bis zu 
seinem Tod in einem bebauten Grundstück 
eine Wohnung zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt hat. War der Erblasser aus objektiv 
zwingenden Gründen an einer Selbstnut-
zung gehindert, ist dies unschädlich. Der 
überlebende Ehegatte oder Lebenspartner 
muss die geerbte Wohnung unverzüglich, 
d. h. ohne schuldhaftes Zögern, zu eige-
nen Wohnzwecken nutzen und über einen 
Zeitraum von zehn Jahren beibehalten. Gibt 
der Erwerber (Ehegatte/Lebenspartner) die 
Selbstnutzung innerhalb dieses Zeitraums 
auf, z. B. durch Verkauf, Vermietung oder 
längeren Leerstand, entfällt die Befreiung 
vollständig mit Wirkung für die Vergan-
genheit. Der Erwerber ist verpflichtet, den 
Wegfall der Befreiungsvoraussetzungen dem 
Finanzamt anzuzeigen.

Das Finanzgericht Münster hat entschie-
den, dass die Steuerbefreiung auch dann 
rückwirkend entfällt, wenn die Erbin das 

Familienheim zwar weiterhin zu eigenen 
Wohnzwecken nutzt, es aber unter Nieß-
brauchsvorbehalt auf ihre Tochter überträgt. 
Eigentümerstellung und Selbstnutzung zu 
Wohnzwecken müssen zusammen vorlie-
gen.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

Hinweis: Ein Nießbrauchsvorbehalt liegt 
vor, wenn bei der Übertragung z. B. eines 
Grundstücks zugleich ein Nießbrauchsrecht 
für den bisherigen Eigentümer an dem 
übertragenen Grundstück bestellt wird. 
Steuerrechtlich sind Besonderheiten zu be-
achten. Der Steuerberater sollte rechtzeitig 
hinzugezogen werden.

E R B S C H A F T -  U N D 
S C H E N K U N G S T E U E R
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Keine Erbschaftsteuerbefreiung für den 
Erwerb von Wohnungseigentum ohne 
Selbstnutzung

Eine Tochter erbte von ihrem Vater als Allei-
nerbin einen hälftigen Miteigentumsanteil 
an einer Eigentumswohnung. Die Wohnung 
hatten Vater und Mutter bis zum Tod des Va-
ters gemeinsam selbst bewohnt. Nach dem 
Tod des Vaters wohnte die Mutter weiterhin 
in der Wohnung. Die Tochter überließ der 
Mutter ihren hälftigen Miteigentumsanteil 
unentgeltlich zur Nutzung. Sie selbst über-
nachtete dort gelegentlich und nutzte einen 
Raum der Wohnung für die Verwaltung des 
Nachlasses.

Seit 2009 können Kinder steuerfrei Eigentum 
oder Miteigentum an inländischen Wohn-
grundstücken erben, soweit der Erblasser 

darin bis zum Erbfall eine Wohnung zu eige-
nen Wohnzwecken genutzt hat oder bei der 
er aus zwingenden Gründen an einer Selbst-
nutzung zu eigenen Wohnzwecken gehin-
dert war, und die Wohnung beim Erwerber 
unverzüglich zur Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken bestimmt ist (Familienheim). 
Außerdem darf die Wohnung nicht größer 
als 200 m² sein. Die Wohnung muss vom 
Erben zehn Jahre selbst bewohnt werden.

Für die Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 
reicht es nicht, die Wohnung an nahe An-
gehörige wie die Mutter zu Wohnzwecken 
zu überlassen. Ebenso wenig reichte dem 
Bundesfinanzhof die gelegentliche Mitbe-
nutzung der Wohnung zur Übernachtung 
oder zur Nachlassverwaltung. Dadurch 
werde weder der Lebensmittelpunkt in der 
Wohnung gebildet, noch eine Hausgemein-
schaft mit der Mutter.

E R B S C H A F T -  U N D 
S C H E N K U N G S T E U E R
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A R B E I T S R E C H T

Eingeschränkter Unfallschutz im Ho-
me-Office

Arbeitnehmer, die in einem Home-Office 
arbeiten, genießen keinen umfassenden 
Unfallschutz, wenn sie sich in ihrem Haus 
bewegen. Dies hat das Bundessozialgericht 
im Falle einer Beschäftigten entschieden, 
die aufgrund einer Vereinbarung mit ihrem 
Arbeitgeber an einem Telearbeitsplatz im 
Dachgeschoss ihres Hauses arbeitete. Sie 
rutschte auf dem Weg zu der im Stockwerk 
darunter befindlichen Küche auf der Treppe 
aus, als sie Wasser zum Trinken holen wollte.

Nach Auffassung des Gerichts handelte 
es sich nicht um einen Arbeitsunfall. Zum 
Unfallzeitpunkt habe die Arbeitnehmerin 
weder eine versicherte Tätigkeit ausgeübt, 
noch habe sie sich auf einem Betriebsweg 
befunden. Der Weg zur Küche sei im eige-

nen Interesse und nicht in Ausübung der 
versicherten Tätigkeit zurückgelegt worden. 
Die Arbeitnehmerin habe sich auch nicht 
auf einem versicherten Weg zum Ort der 
Nahrungsaufnahme befunden und sei nicht 
durch eine Wegeunfallversicherung ge-
schützt gewesen.

Das Gericht sah darin auch keine verfas-
sungswidrige Ungleichbehandlung gegen-
über Versicherten, die außerhalb des Wohn-
gebäudes ihre Beschäftigung ausüben und 
auf dem Weg zur Nahrungsaufnahme oder 
zum Einkauf von Lebensmitteln für den als-
baldigen Verzehr am Arbeitsplatz geschützt 
sind.



21I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

A R B E I T S R E C H T

Das neue Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz – Neuerungen zum 1. April 2017

Vom 1. April 2017 an gelten neue Vorschrif-
ten für die Leiharbeit. Diese betreffen u. a. 
folgende Bereiche:

Höchstüberlassungsdauer 18 Monate
Leiharbeitnehmer dürfen ab dem 1. April 
2017 bei demselben Entleiher nur noch 18 
aufeinanderfolgende Monate beschäftigt 
werden. Bei Überschreiten der Höchstüber-
lassungsdauer kommt es grundsätzlich zu 
einem Arbeitsverhältnis zwischen dem Leih-
arbeitnehmer und dem Entleiher. Die Frist 
von 18 Monaten kann tarifvertraglich abwei-
chend festgelegt werden.

Unterbrechungszeit drei Monate
Leiharbeitnehmer dürfen auch wiederholt 
bei demselben Entleiher eingesetzt werden. 
Aber nur, wenn zwischen zwei Überlassun-
gen an diesen mehr als drei Monate liegen, 
beginnt die Berechnung der Höchstüberlas-
sungsdauer wieder von vorne. Bei geringe-
ren Unterbrechungen werden die Einsatz-
zeiten in demselben Einsatzunternehmen 
zusammengezählt.

Kennzeichnungspflicht
Die Überlassung von Arbeitnehmern muss 
nun in dem Vertrag zwischen Verleiher und 
Entleiher ausdrücklich als solche bezeichnet 
werden. Geschieht dies nicht, wird ein Ar-

beitsverhältnis zwischen dem Entleiher und 
dem Leiharbeitnehmer angenommen und 
es drohen Bußgelder.

Neue Regeln zur Festhaltenserklärung
Auch wenn die Verletzung der Kennzeich-
nungspflicht oder das Überschreiten der 
Höchstüberlassungsdauer zur Unwirksamkeit 
des Vertrags zwischen Verleiher und Leihar-
beitnehmer und folglich ein Arbeitsverhältnis 
zu dem Entleiher angenommen wird, kann 
der Leiharbeitnehmer nunmehr innerhalb 
eines Monats erklären, dass er an dem Ar-
beitsverhältnis zu dem Verleiher festhalten 
möchte. Dabei sind bestimmte Formalien zu 
beachten.

Verschärfung des Equal Pay-Grundsat-
zes
Leiharbeitnehmer müssen spätestens nach 
neun Monaten das gleiche Arbeitsentgelt 
bekommen wie vergleichbare Stammbe-
schäftigte. Laut Gesetzesbegründung um-
fasst das Arbeitsentgelt jede Vergütung, die 
aus Anlass des Arbeitsverhältnisses gewährt 
wird, insbesondere Urlaubsentgelt, Sonder-
zahlungen, Zulagen und Zuschläge sowie 
vermögenswirksame Leistungen oder Vergü-
tungen, die aufgrund gesetzlicher Entgelt-
fortzahlungstatbestände gewährt werden 
müssen. Durch Branchenzuschlagstarifver-
träge können abweichende Regelungen 
getroffen werden.
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Kein Einsatz von Leiharbeitnehmern im 
Arbeitskampf
Leiharbeitnehmer dürfen künftig nicht mehr 
als Streikbrecher eingesetzt werden. Aller-
dings wurde klargestellt, dass ihre Beschäf-
tigung dann zulässig bleibt, wenn sie nicht 
Aufgaben wahrnehmen, die bisher von 
Streikenden verrichtet wurden.

Berücksichtigung von Leiharbeitneh-
mern bei Schwellenwerten
Leiharbeitnehmer sind zukünftig auch bei 
den betriebsverfassungsrechtlichen und 
für die Unternehmensmitbestimmung gel-
tenden Schwellenwerten des Entleihers zu 
berücksichtigen; bei der Unternehmensmit-
bestimmung allerdings nur dann, wenn sie 
mehr als sechs Monate beschäftigt sind.

Gesetzliche Definition des Arbeitneh-
mers
Durch eine Ergänzung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs werden die Voraussetzungen 
für das Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses 
auf der Basis der bisherigen Rechtspre-
chung konkretisiert. Damit soll vor allem der 
Verwendung vorgetäuschter Werkverträge 
entgegengewirkt werden.

Antrag auf abweichende Festsetzung 
aus Billigkeitsgründen kann sieben 
Jahre nach Bestandskraft des Steuerbe-
scheids verfristet sein

Ist die Erhebung der Steuer nach Lage des 
Einzelfalls unbillig, kann das Finanzamt die 
Steuer niedriger festsetzen als nach der 
Gesetzeslage vorgesehen. Die Entscheidung 
über eine solche Billigkeitsmaßnahme wird 
in einem gesonderten Verwaltungsverfahren 
getroffen und steht im Ermessen des Fi-
nanzamts. Es gibt keine gesetzlichen Fristen, 
innerhalb derer eine Billigkeitsentscheidung 
zu treffen ist. Sie ist selbst dann noch mög-
lich, wenn für den Steuerbescheid, von dem 
abgewichen werden soll, schon die Festset-
zungsverjährung eingetreten ist. Dennoch 
darf das Finanzamt bei seiner Entscheidung 
ein Zeitmoment berücksichtigen.

Der Bundesfinanzhof gab einem Finanzamt 
Recht, das eine Billigkeitsmaßnahme als ver-
fristet abgelehnt hatte. Zwischen Bestands-
kraft der ursprünglichen Steuerfestsetzung 
und dem Antrag des Steuerpflichtigen auf 
Gewährung einer Billigkeitsmaßnahme lagen 
sieben Jahre. Die regelmäßige Festsetzungs-
verjährungsfrist war also deutlich überschrit-
ten.

V E R FA H R E N S R E C H T
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V E R FA H R E N S R E C H T

Änderung eines Steuerbescheids wegen 
elektronisch übermittelter Beiträge zur 
Basiskrankenversicherung jederzeit 
möglich

Private Krankenversicherungsunternehmen 
(PKV) müssen die gezahlten Beiträge zur Ba-
sisabsicherung elektronisch an das Finanz-
amt des Versicherungsnehmers übermitteln, 
damit sie bei seiner Einkommensteuerveran-
lagung berücksichtigt werden. Sie mindern 
in voller Höhe das zu versteuernde Einkom-
men.

In einem vom Bundesfinanzhof entschie-
denen Fall hatten Eheleute in ihrer Einkom-
mensteuererklärung 2010 aufgrund einer 
schriftlichen Bescheinigung des PKV Beiträge 
von 6.000 € als Vorsorgeaufwendungen 
geltend gemacht. Das Finanzamt hatte 
diesen Betrag auch in einem rechtskräftigen 
Steuerbescheid anerkannt, obwohl ihm die 
elektronische Mitteilung über die tatsächlich 
gezahlten Krankenversicherungsbeiträge 
von nur 5.000 € vorlag. Durch einen spä-

teren Datenabgleich fiel dem Finanzamt 
dieser Unterschied auf und es änderte den 
ursprünglichen Steuerbescheid zuungunsten 
der Eheleute. Diese meinten, das Finanzamt 
hätte kein Recht, den Steuerbescheid zu 
ändern, da ihm bereits im Zeitpunkt der Ver-
anlagung die tatsächlichen Beiträge bekannt 
waren. Das Gericht gab jedoch dem Finanz-
amt Recht. Der Bescheid durfte geändert 
werden, weil im Streitjahr die elektronisch 
übermittelten materiell richtigen Daten maß-
gebend waren.

Hinweis:
Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens wurden die Regelun-
gen zur Datenübermittlung durch Dritte teil-
weise in der Abgabenordnung harmonisiert. 
Aber auch für die Datenübermittlung durch 
Dritte für Besteuerungsräume ab 2017 gilt 
eine Korrekturvorschrift, die es u. a. erlaubt, 
bestandskräftige Steuerbescheide aufzuhe-
ben oder zu ändern, sofern die gemeldeten 
Drittdaten bei der Steuerfestsetzung nicht 
oder nicht zutreffend berücksichtigt wurden.
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Keine Eigenbedarfskündigung ohne 
ernsthafte Nutzungsabsicht

Eigenbedarfskündigungen beschäftigen die 
Gerichte in zunehmendem Maße. Der Bun-
desgerichtshof hatte sich mit dem Sonderfall 
einer sogenannten Vorratskündigung ausei-
nanderzusetzen.

In dem entschiedenen Fall verlangte die 
ehemalige Mieterin vom Vermieter Scha-
densersatz wegen vorgetäuschten Eigenbe-
darfs. Der Vermieter hatte das Mietverhältnis 
mit der Begründung gekündigt, dass die 
Wohnung dringend benötigt würde, um 
seine pflegebedürftige Mutter aufzunehmen. 
Nach Auszug der Mieterin stand die Woh-
nung zwei Jahre leer. Die Mutter des Vermie-
ters zog nicht um und verstarb zwei Jahre 
nach Auszug der Mieterin.

Nach Auffassung des Gerichts reicht für eine 
Kündigung wegen Eigenbedarfs eine soge-
nannte Vorratskündigung, der ein gegen-
wärtig noch nicht absehbarer Nutzungs-
wunsch der Eigenbedarfsperson zugrunde 
liegt, nicht aus. Vielmehr muss sich der Nut-
zungswunsch soweit verdichtet haben, dass 
ein konkretes Interesse an einer alsbaldigen 
Eigennutzung besteht. Eigenbedarf liegt 
nämlich nicht vor, wenn die vom Vermieter 
benannte Person gar nicht die Absicht hat, 
in die Wohnung einzuziehen. Hierfür sprach 
in dem Rechtsstreit einiges, nicht zuletzt 
der lange Leerstand der Wohnung. Da die 
Vorinstanz diese Tatsache nicht hinterfragt 
hatte, wurde der Fall wieder dorthin zur 
Sachverhaltsaufklärung zurückverwiesen.


